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Ziele der Reform

„Mit dem Bürgergeld wollen wir Menschen besser, gezielter und schneller in Arbeit
bringen. Wir wollen dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt ermöglichen – zum
Beispiel durch das Nachholen eines Berufsabschlusses. Und wir wollen das System
unbürokratischer gestalten. Aber es muss auch darum gehen, dass die Leistungen
angemessen sind. In dieser schwierigen Situation dürfen wir diejenigen nicht vergessen,
die aus existenziellen Gründen auf die Leistungen des Staates angewiesen sind.“

HUBERTUS HEIL, 
BUNDESMINISTER FÜR ARBEIT UND SOZIALES
Quelle: BMAS
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Seit 01.01.2023 bereits umgesetzt:

 Abschaffung des Vermittlungsvorrangs im SGB II

 Ausweitung des § 16h SGB II

 Gleichbehandlung von jungen Menschen (U25) – Coaching Angebot bei Leistungsminderungen

 Teilhabechancengesetz (§ 16i und § 16e SGB II) entfristet

Ab 01.07.2023 geplant – hierbei stehen zentrale Weisungen noch aus:

 Einführung einer Kooperationsvereinbarung (ersetzt Eingliederungsvereinbarung)

 Gewährung von Boni bei erfolgreichen Weiterbildungsbemühungen (Bürgergeldbonus und Weiterbildungsprämie)

 Begleitendes Coaching und aufsuchende Sozialarbeit werden Regelinstrumente im SGB II und SGB XII 

 Neuordnung des Erreichbarkeitsrechts

 Einführung einer Kooperationsvereinbarung anstatt der Eingliederungsvereinbarung

 Einführung einer Schlichtungsstelle

Zentrale inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

Konkrete Planungen im Jobcenter München
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leistungsrechtliche inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

• Die Freibeträge für alle Erwerbstätigen werden verbessert. Bei einem Einkommen 
zwischen 520 und 1000 Euro dürfen 30 Prozent davon behalten werden. 

• Junge Menschen dürfen das Einkommen aus Schüler- und Studentenjobs und aus 
einer beruflichen Ausbildung genauso wie Bundesfreiwilligen- und FSJ-dienstleistende 
bis zur Minijob-Grenze (derzeit 520 Euro) behalten. Einkommen aus Schülerjobs in den 
Ferien bleibt gänzlich unberücksichtigt. Ehrenamtliche können jährlich bis zu 3.000 
Euro der Aufwandsentschädigung behalten.

• Erbschaften zählen nicht als Einkommen, sondern als Vermögen. Mutterschaftsgeld 
wird nicht mehr als Einkommen angerechnet.

• Bei einer medizinischen Reha muss kein Übergangsgeld mehr beantragt werden, das 
Bürgergeld wird weiter gezahlt.
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vermittlerische inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023 I

• Der Kooperationsplan ersetzt schrittweise bis Ende 2023 die 
Eingliederungsvereinbarung. Wenn bei der Erarbeitung des Kooperationsplans 
Meinungsverschiedenheiten auftreten, kann das neue Schlichtungsverfahren 
weiterhelfen.

• Bürgergeldbeziehende können die ganzheitliche Betreuung/Coaching als neues 
Angebot in Anspruch nehmen. Dieses kann aufsuchend, ausbildungs- oder 
beschäftigungsbegleitend erfolgen. 

• Wer eine Weiterbildung mit Abschluss in Angriff nimmt, bekommt für erfolgreiche 
Zwischen - und Abschlussprüfungen eine Weiterbildungsprämie. Zusätzlich gibt es ein 
monatliches Weiterbildungsgeld in Höhe von 150 Euro.
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vermittlerische inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023 II

• Für andere Maßnahmen, die in § 16j SGB II benannt sind, gibt es einen monatlichen 
Bürgergeldbonus von 75 Euro.

• Es besteht die Möglichkeit, mehr Zeit zum Lernen zu bekommen. Das Nachholen eines 
Berufsabschlusses kann bei Bedarf auch unverkürzt gefördert werden. 

• Die Anforderungen an die Erreichbarkeit von Leistungsbeziehenden werden angepasst.

• Die Grundkompetenzen werden erweitert und können zukünftig auch ohne die Bindung 
an abschlussorientierte Weiterbildung gefördert werden.
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Wie geht es nun weiter? 

Weiterentwicklung unserer Organisation – Wir sind bereits auf einem guten Weg!

 Projektbüro Bürgergeld wurde eingerichtet und koordiniert die Umsetzung

 Unsere Organisation verfolgt bereits die richtigen Ansätze und plant vorausschauend die Änderungen

... wir informieren und beteiligen Sie 
über alle weiteren Schritte zeitnah! 
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Zentrale inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

§ 14 SGB II Grundsatz des Förderns

Alle Leistungsberechtigten können weiterhin gefördert werden; auch 
Beschäftigte, die ergänzend Bürgergeld erhalten.

Es wird eine dauerhafte Integration und Überwindung der 
Hilfebedürftigkeit angestrebt.

Verdienstchancen der Leistungsberechtigten sollen in den Blick 
genommen werden.

Beratung ist eine eigenständige/wesentliche Unterstützungsleistung. 
Sie beinhaltet vielfältige Themenbereiche u.a. auch zum 
Kooperationsplan und dem Schlichtungsverfahren. 

Vertrauen und vertrauensvolle Zusammenarbeit soll durch Beratung 
gestärkt werden.

Die Beratung kann auch aufsuchend und sozialraumorientiert erfolgen, 
um zum Beispiel Hemmnisse abzubauen, eine Kommunikation auf 
Augenhöhe zu erleichtern und eine Vertrauensbeziehung zu stärken.  

Das Angebot ist für Leistungsberechtigten freiwillig.

8



Zentrale inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

§ 2 SGB II Grundsatz des Forderns

Bei der Auswahl der passenden Eingliederungsleistungen stehen die 
Bedürfnisse des Kunden im Vordergrund

Verpflichtung zur aktiven Mitwirkung im Eingliederungsprozess und zur 
Ausnutzung aller Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit und selbstverständlich auch zur Inanspruchnahme 
vorrangiger Leistungen bleibt bestehen

Absatz 1 Satz 2 und 3: Die grundsätzlich geforderte aktive Mitwirkung 
zum Abschluss eines Kooperationsplans kommt erst ab 1.7.2023 zum 
Tragen.
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Zentrale inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

§ 7b SGB II i.V.m. § 13 Absatz 2 SGB II – Erreichbarkeit

Erreichbarkeit wird in § 7b ab 01.07.2023 neu geordnet und 
modernisiert,  § 7 Abs. 4a wird aufgehoben. 

Anforderungen an die Erreichbarkeit werden an die Möglichkeiten 
moderner Kommunikation angepasst. Regelungen, die keinen 
vorteilhaften Einfluss auf die Eingliederung haben, wie die Pflicht, 
werktäglich Briefpost persönlich zur Kenntnis nehmen zu können, 
werden abgeschafft. Der Katalog wichtiger Gründe für eine 
Abwesenheit wird erweitert.

Abs. 1: Voraussetzungen der Erreichbarkeit

Abs. 2: Nichterreichbarkeit bei wichtigem Grund

Abs. 3: Nichterreichbarkeit ohne wichtigen Grund
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Zentrale inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

§ 15 II SGB II Potenzialanalyse und Kooperationsplan

Der Kooperationsplan ist für beide Seiten insoweit rechtlich unverbindlich als er selbst keine Grundlage für den Eintritt von Leistungsminderungen bietet. 
Daher wird der Kooperationsplan auf seine wesentliche Funktion als Instrument zur kooperativen Planung des Integrationsprozesses konzentriert und 
erleichtert eine vertrauensvolle Zusammenarbeit auf Augenhöhe.

Der Kooperationsplan wird gemeinsam durch die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und die Integrationsfachkräfte erarbeitet sowie klar und 
verständlich formuliert. 
Die Neuregelung enthält für den Kooperationsplan kein starres Schriftformerfordernis, sondern stellt auf die Textform ab. Damit sind grundsätzlich auch alle 
elektronischen Formate und Formen zur Dokumentation möglich. 

Der gemeinsame Kommunikationsprozess zum Kooperationsplan kann dabei flexibel gewählt werden, sei es das persönliche physische Gespräch, eine telefonische 
Kommunikation oder ein digitaler Austausch per Videokommunikation. 

Der Kooperationsplan soll nach spätestens sechs Monaten aktualisiert werden. 

Der Kooperationsplan enthält als gemeinsames Planungsdokument im Gegensatz zur Eingliederungsvereinbarung keine Rechtsfolgenbelehrung und besitzt daher einen 
anderen Rechtscharakter.

Der Kooperationsplan soll als „ Drehbuch im Eingliederungsprozess regelmäßig in seinen Bestandteilen überprüft und anlassbezogen fortgeschrieben werden. Die 
Überprüfung erfolgt regelmäßig, spätestens sechs Monate nach Erstellung/Fortschreibung und stärkt damit den Integrationsprozess zu Beginn des Leistungsbezugs. 

Bei jeder Überprüfung und Fortschreibung sind die bisherigen Erkenntnisse aus dem Vermittlungsprozess zu berücksichtigen.

Gelingt trotz aller Bemühungen eine Verständigung auf einen gemeinsamen Plan nicht, kann ein Schlichtungsverfahren gemäß § 15a eingeleitet werden, ansonsten 
werden für den Integrationsprozess notwendige Mitwirkungshandlungen mit Rechtsfolgenbelehrung eingefordert. Die genaue Ausgestaltung des Prozesses sowie des 
Verfahrens befinden sich noch in Abstimmung.
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Zentrale inhaltliche Änderungen ab 01.07.2023

§ 15 a II SGB II Schlichtungsverfahren

Das Schlichtungsverfahren soll einen Lösungsweg für die Fälle aufzeigen, in denen der angestrebte, kooperative und vertrauensvolle 
Austausch über die Integrationsstrategie aus unterschiedlichen Gründen bei Erstellen oder Fortschreiben des Kooperationsplans nicht 
gelingt.
Konflikte können insbesondere Unstimmigkeiten über Inhalte des Kooperationsplans sein, etwa zur Einbeziehung eines konkreten 
Angebots (Maßnahme) im Kooperationsplan. Aber auch sonstige Kommunikationsprobleme zwischen der Integrationskraft und dem/der
beratenen ELB können mit Hilfe der Schlichtung verbessert und dadurch die gemeinsame Abstimmung des Plans erreicht werden. Die 
gegenseitige Bereitschaft zum Zuhören unter Beteiligung einer unbeteiligten dritten Person kann manchmal  helfen, Konflikte 
aufzulösen.

Das Schlichtungsverfahren greift nicht für die Durchführung des Kooperationsplans, d.h. setzt der/die ELB vereinbarte Maßnahmen nicht 
um, finden die Regelungen zu den Pflichtverletzungen Anwendung.

Die konkrete Ausgestaltung des Verfahrens ist nicht zentral vorgegeben, sondern wird lokal ausgestaltet durch die Befassung in der 
Trägerversammlung entsprechend den lokalen Gegebenheiten und Bedürfnissen. Bewährte Formate können also grundsätzlich 
fortgeführt werden. Da das Verfahren durch beide Seiten eingeleitet werden kann, bedarf es der Kenntnis auch der/des ELB über dieses 
niederschwellige Möglichkeit.

Das Schlichtungsverfahren wird in VerBIS dokumentiert und an den Leistungsbereich kommuniziert, da bis zur Einigung, längstens bis 
zum Ablauf von vier Wochen, keine Leistungsminderungen nach § 31a geltend gemacht werden. 
Da in dieser Zeit eine gemeinsame Lösung anstrebt wird, unternimmt das Jobcenter nichts, was den Konflikt weiter verschärfen könnte.
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